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B.
Verordnungen, 

Verfügungen und Bekanntmachungen 
der Bezirksregierung

Allgemeine Innere Verwaltung

138 Zulassung als Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur

(Dipl.-Ing. Thorsten Spelter, Erkrath)

Bezirksregierung 
33.2412

Düsseldorf, den 29. März 2005

Gemäß § 5 Abs. 1 der Berufsordnung für die Öf-
fentlich bestellten Vermessungsingenieure/Öffent-
lich bestellten Vermessungsingenieurinnen in
NRW (ÖbVermIng BO NW) habe ich

Herrn Vermessungsassessor 
Dipl.-Ing. Thorsten Spelter

die Zulassung als Öffentlich bestellter Vermes-
sungsingenieur erteilt.

Herr Thorsten Spelter hat sich mit dem Öffentlich
bestellten Vermessungsingenieur Dipl.-Ing. Jürgen
Spelter zu einer Arbeitsgemeinschaft gemäß § 6
Abs. 3 ÖbVermIng BO NW zusammengeschlossen.

Die gemeinsame Geschäftsstelle befindet sich in

40699 Erkrath, Trillser Siepen 3.

An die
Kreise und 
kreisfreien Städte

als Katasterbehörden
des Regierungsbezirks

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 123

139 Zurücknahme 
von Vermessungsgenehmigungen 

(Dipl.-Ing. Jürgen Spelter, Erkrath)

Bezirksregierung 
33.2416

Düsseldorf, den 29. März 2005

Die dem Öffentlich bestellten Vermessungsinge-
nieur

Dipl.-Ing. Jürgen Spelter 
Trillser Siepen 3
40699 Erkrath Düsseldorf

erteilte Vermessungsgenehmigung I für den

Vermessungsassessor 
Dipl.-Ing. Thorsten Spelter 

ist mit Ablauf des 28.03.2005 erloschen.

An die
Kreise und 
kreisfreien Städte

als Katasterbehörden
des Regierungsbezirks

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 123

140 Erteilung einer 
Vermessungsgenehmigung 

(Dipl.-Ing. Hans-Jürgen Marx, Oberhausen)

Bezirksregierung 
33.2416

Düsseldorf, den 24. März 2005

Ich habe dem Öffentlich bestellten Vermessungsin-
genieur

Dipl.-Ing. Hans-Jürgen Marx 
Bahnhofstraße 57, 46145 Oberhausen
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B. Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen 
der Bezirksregierung

Al lgemeine  Innere  Verwal tung

138 Zulassung als Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur (Dipl.-Ing.
Thorsten Spelter, Erkrath). S. 123

139 Zurücknahme von Vermessungsgenehmigungen (Dipl.-Ing. Jürgen
Spelter, Erkrath). S. 123

140 Erteilung einer Vermessungsgenehmigung (Dipl.-Ing. Hans-Jürgen
Marx, Oberhausen). S. 123

141 Ungültigkeitserklärung eines Polizeidienstausweises (KHK Detlef
Kerzl). S. 124

142 Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises (Reinhold Thom). S. 124

143 Ungültigkeitserklärung eines Polizeidienstausweises (Polizeimeister
Martin Mehlbaum). S. 124

Umwel t ,  Raumordnung  und  Landwirt schaf t

144 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über die Feststellung der UVP-
Pflicht für ein Vorhaben der Firma ARTI Holzlacke & Beizen GmbH,
Wuppertal. S. 124

145 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über die Feststellung der UVP-
Pflicht für ein Vorhaben der Firma Cerestar Deutschland GmbH, 
Werk Krefeld-Linn. S. 124

146 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über die Feststellung der UVP-
Pflicht für ein Vorhaben der Firma Bayer Material Science AG, Werk
Krefeld-Uerdingen. S. 125

C. Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen 
anderer Behörden und Dienststellen

147 Kraftloserklärung von Sparkassenbüchern (Nr. 3023297926,
3023511813 und 3023920790). S. 125

148 Kraftloserklärung eines Sparkassenbuchs (Nr. 151389160). S. 125



die Genehmigung erteilt, Katastervermessungen –
jedoch ohne Aufnahme der Grenzniederschrift –
durch den

Vermessungsassessor 
Dipl.-Ing. Jens Henkys 

ausführen zu lassen (Vermessungsgenehmigung I).

An die
Kreise und 
kreisfreien Städte

als Katasterbehörden
des Regierungsbezirks

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 123

141 Ungültigkeitserklärung
eines Polizeidienstausweises

(KHK Detlef Kerzl)

Bezirksregierung
25.3.1.1504

Düsseldorf, den 23. März 2005

Der Polizeidienstausweis Nr. 0209281 für KHK
Detlef Kerzl, ausgestellt am 18.11.2003 durch die
ZPD Linnich, ist in Verlust geraten und wird hier-
mit für ungültig erklärt.

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 124

142 Ungültigkeitserklärung 
eines Dienstausweises

(Reinhold Thom)

Der Dienstausweis Nr. 37, am 18.01.1995 vom Poli-
zeipräsidium Oberhausen ausgestellt für den
Lohnempfänger Reinhold Thom, ist in Verlust ge-
raten.

Der Dienstausweis wird hiermit für ungültig er-
klärt. 

Im Auftrag

Juber

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 124

143 Ungültigkeitserklärung 
eines Polizeidienstausweises

(Polizeimeister Martin Mehlbaum)

Der Polizei-Dienstausweis Nr. 0322984, am
14.08.2003 von der ZPD NRW ausgestellt für den
Polizeimeister Martin Mehlbaum, ist in Verlust ge-
raten.

Der Polizei-Dienstausweis wird hiermit für ungül-
tig erklärt. 

Im Auftrag

Juber 

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 124

Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft

144 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG
über die Feststellung der UVP-Pflicht für 
ein Vorhaben der Firma ARTI Holzlacke & 

Beizen GmbH, Wuppertal

Bezirksregierung 
56.8851.4.10/4704

Düsseldorf, den 29. März 2005 

Antrag der Firma
ARTI Holzlacke & Beizen GmbH, Wuppertal

auf Erteilung einer Genehmigung nach
§ 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG)
Die Firma ARTI Holzlacke & Beizen GmbH, Paul-
Gerhardt-Straße 31, 42389 Wuppertal hat mit Da-
tum vom 11.11.2004 einen Antrag auf Erteilung ei-
ner Genehmigung gemäß § 16 BImSchG für die
wesentliche Änderung ihrer Anlage zur Herstel-
lung von Anstrich- und Beschichtungsstoffen am
Standort In der Fleut 59, 42389 Wuppertal, Ge-
markung Langerfeld, Flur 476 und 477, Flurstücke
13/1 und 19 gestellt.

Antragsgegenstand der Änderung sind dabei ins-
besondere die Errichtung und der Betrieb einer
kombinierten Abluftreinigungsanlage bestehend
aus einer Adsorptionsstufe mit nachgeschalteter
thermischer Nachverbrennung (TNV).

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbin-
dung mit Ziffer 4.10 der Anlage 1 zum UVPG und
in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn
das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen
Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter
Berücksichtigung der in Anlage 2 zum UVPG auf-
geführten Kriterien erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen haben kann, die nach § 12
UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest,
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG
nicht selbständig anfechtbar. 

Im Auftrag

Warneke

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 124

145 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG
über die Feststellung der UVP-Pflicht 

für ein Vorhaben der Firma 
Cerestar Deutschland GmbH, 

Werk Krefeld-Linn

Bezirksregierung 
56.8851.4.1-4709

Düsseldorf, den 30. März 2005 
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Antrag der Firma Cerestar Deutschland GmbH
auf Erteilung einer Genehmigung nach
§ 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG)
Die Firma Cerestar Deutschland GmbH, Werk
Krefeld-Linn, hat mit Datum vom 01.12.2004 ei-
nen Antrag auf Erteilung einer Genehmigung ge-
mäß § 16 BImSchG für die wesentliche Änderung
der Anlage zur Herstellung von Polyolen gestellt.
Antragsgegenstand ist dabei ausschließlich eine
Abwasserbehandlungsanlage zur Absenkung der
Nickelwerte.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbin-
dung mit Ziffer 4.1 der Anlage 1 zum UVPG und in
Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn
das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen
Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter
Berücksichtigung der in Anlage 2 zum UVPG auf-
geführten Kriterien erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen haben kann, die nach § 12
UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest,
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG
nicht selbständig anfechtbar. 

Im Auftrag

Wolter

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 124

146 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG
über die Feststellung der UVP-Pflicht für ein 

Vorhaben der Firma Bayer Material Science AG,
Werk Krefeld-Uerdingen

Bezirksregierung 
56.8851.4.1d-4690

Düsseldorf, den 29. März 2005

Antrag der Bayer Material Science AG
auf Erteilung einer Genehmigung nach
§ 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG)
Die Firma Bayer Material Science AG, Werk Kre-
feld-Uerdingen, hat mit Datum vom 20.09.2004 –
ergänzt am 12.01.2005 – einen Antrag auf Ertei-
lung einer Genehmigung gemäß § 16 BImSchG für
die wesentliche Änderung des VMU-2-Betriebs zur
Herstellung von MDI-Produkten (Isocyanate) ge-
stellt. Antragsgegenstand ist dabei insbeson-
dere eine Kapazitätserhöhung von 26.000 t/a auf
54.000 t/a durch einen zusätzlichen Rührkessel.
Bauliche Maßnahmen sind mit dem Vorhaben
nicht verbunden.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbin-
dung mit Ziffer 4.1 der Anlage 1 zum UVPG und in
Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn

das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen
Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter
Berücksichtigung der in Anlage 2 zum UVPG auf-
geführten Kriterien erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen haben kann, die nach § 12
UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest,
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG
nicht selbständig anfechtbar. 

Im Auftrag

Wolter

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 125

C.
Rechtsvorschriften 

und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen

147 Kraftloserklärung von 
Sparkassenbüchern

(Nr. 3023297926, 3023511813 und 3023920790)

Die in Verlust geratenen Sparkassenbücher
3023297926, 3023511813 und 3023920790 werden
hiermit gemäß § 16 der Sparkassenverordnung für
Nordrhein-Westfalen vom 15.12.1995 und in der
Fassung der Änderungsverordnung vom 21.06.
1999 für kraftlos erklärt.

Die Aufforderung an die Inhaber, ihre Rechte un-
ter Vorlage der Sparkassenbücher bei uns anzu-
melden, blieb erfolglos.

Kaarst, den 24. März 2005

Stadtsparkasse Kaarst-Büttgen 

Der Vorstand 

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 125

148 Kraftloserklärung 
eines Sparkassenbuchs

(Nr. 151389160)

Das in Verlust geratene Sparkassenbuch Nr.
151389160 wird hiermit gemäß § 16 der Sparkas-
senverordnung für Nordrhein-Westfalen vom
21.06.1999 für kraftlos erklärt.

Die Aufforderung an den Inhaber, seine Rechte un-
ter Vorlage des Sparkassenbuches bei uns anzu-
melden, blieb erfolglos.

Neuss, den 23. März 2005

Sparkasse Neuss 

Der Vorstand

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 125
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Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die 
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